
Deckungsvergleich* 
erstellt: Januar 2012 
Autor: Ass. iur. G. Martin Schiel 
…….. Regelung mit erhöhtem Haftungsrisiko für den Vermittler 
*) die Darstellung bemüht sich um größtmögliche Objektivität. Je nach Formulierung kann eine abweichende Interpretation  einzelner Klauseln 
dennoch nicht ganz ausgeschlossen werden. 

Stichwort Hendricks 

(HPDO 2011-Version Berkley) 

R+V 

(ULLA 01/2012) 

Anmerkung 
/Hinweis 

Versicherungs-
summe 

Ziff. 2.4 

1 Versicherungssumme 
(Schadenersatz incl. Kosten) 
 
Sowie 
- diverse Sublimits* 
- Wiederauffüllklausel* 
*) siehe unten 

Ziff. A.4.1, B.I.+II., VS-Schein 

Doppelte 
Versicherungssumme: 

1 Versicherungssumme für 
Abwehrkosten des Managers 

1 Versicherungssumme für 
Schadenausgleich 

zzgl. 

Retirement Cover* 

Hendricks: 
Angesichts der Vielzahl an 
Sublimits ist Regelung in 
Ziff. 2.4 („… werden 
ausschl. externe 
Abwehrkosten 
angerechnet…“) 
irreführend. 

Wiederauf-
füllung 

Ziff. 2.4 

Ja, aber 
- bes. Vereinbarung erforderl. 
- stets nur ab Vertragsbeginn 
- 50% Zuschlag (p.a.!) 
- für unbekannte Verstöße  
  (im Zeitpunkt der 
Wiederauffüllung!) 

 

Nein. 
Nicht erforderlich, da: 
- doppelte Vsu 
- retirement cover 
- automatisch 
- Kenntniszeitpkt. = Abschluss 
- prämienneutral 

Hendricks: 
Regelung teuer und 
teilweise intransparent; 
nachteilige Verlagerung 
des Kenntniszeitpunkts 
nach hinten; kein 
vollwertiger Ersatz für 
doppelte Vsu der R+V. 
Bsp.: 
Wird Vsu durch hohe 
Kosten belastet, nutzt 
Wiederauffüllung für 
diesen Schadenfall nichts 
mehr! Anders hingegen 
bei R+V. 
 
Beratungshaftung! 

Sublimits - Fremdmandate 
  (Ziff. 1.3.1 - 20%, max. 3 
Mio.) 
- vorsorgl. Rechtsberatung 
ggfs. 
  (Ziff. 2.1.1 – 15TEUR) 
- Gehaltsfortzahlung 
  (Ziff. 2.1.3 - 250TEUR) 
- Rufschädigung 
  (Ziff. 50-75TEUR) 
- neg. Feststellungsklage 
  (Ziff. 2.2.3 – 25TEUR) 

Keinerlei Sublimits 
„Gehaltsfortzahlung“+ „RS 
bei Aufrechnung“: 
 
siehe auch gesonderte 
Ausarbeitung 

Mischfälle Ziff. 2.3.1 

Abwehrkosten: 
Keine Kürzung trotz 
gesamtschuldnerischer 
Inanspruchnahme neben VN 
od. Anspruchskonkurrenz 

Befriedigung: 
Keine Kürzung bei unter-
nehmenseigenen Wertpapier-
geschäften; i.Ü. entspr. 
„relativer Erfolgsaussichten“ 

B.I.2 + II.1 

dto., da selbstverständlich 

- keine Kürzung entspr. 
Verschuldensanteil 

- keine Kürzung bei 
Anspruchskonkurrenz 

- weil die Entscheidung über 
Kauf/Verkauf (zumal eigener) 
Wertpapiere fraglos den 
Organen zugewiesen ist 

Hendricks: 
Regelung ist insgesamt 
befremdlich (oder nur 
unglücklich formuliert?) 
Grund: 
Marktstandard - 
üblicherweise keine 
Kürzung entspr. 
Verschuldensanteil. 
Anspruchskonkurrenz dto.: 
Einzig relevant ist, dass 
ein versicherter Anspruch 
(wenn auch neben 
anderen) die 
Schadensersatzpflicht 
auslöst 



Versicherungs-
fall 

Ziff. 1.1 A.1.1 + A.2 
Hinweis: 
Ergänzt werden die 
Regelungen jeweils bei 
„Kosten vor Vers.-Fall“ 

Claims made Ziff. 1.1.1 A.3.1 
 

Eigenschäden Ziff. 1.1.2 

- bestimmter Personenkreis 
- Haftungsfreistellung 
- Freistellung vor Pflicht-Verl. 
- Schiedsspruch 
-VN`in trägt Kosten 

A.8 iVm. BII.2 

- alle versicherten Personen 
- auch Verzicht /Entlastung 
/Vergleich 
- somit auch nachträglich 
- Forderung geht automat. auf 
VN`in über und wandelt sich in 
Zahlungsanspruch 
- keine Kosten zu Lasten der 
geschädigten VN`in 

 

Faute non 
séparable 

Ziff. 1.1.3 A.5 iVm. B.II.2 
R+V: 
Keine explizite Regelung 

Rückwärts-
deckung 

Ziff. 1.2 

Unbegrenzt; kein Vers.-Schutz 
für bekannte Verstöße (ZPO) 

A.3.1 

Unbegrenzt; kein Vers.-Schutz 
für bekannte Verstöße 

Hendricks: 
Bezug auf ZPO lässt 
offen, ob damit eventuelle 
Deckungsklage vermieden 
werden soll? 

Versicherte 
Tätigkeit 

Ziff. 1.3 

u.a. Mitversicherung operative 
Tätigkeiten 

A.1.1 und 1.2 

dto., weil operative Tätigkeiten 
nicht ausgeschlossen 

  

Versicherte 
Personen 

Ziff. 1.3.+1.3.3 A.1.2 
 

Fremdmandate 

/ ODL`s 

Ziff. 1.3.1 

Ausgenommen 
- Börsennotierung 
- Kredit-/FDL-Inst. nach KWG 
- USA-Bezug 
Sublimit: 
20% der Vsu, max. 3 Mio. EUR 

A.1.2 

Insbesondere 
- volle Versicherungssumme 
- keine bes. Anzeigepflicht 

R+V: 
Versicherungsschutz auch 
für Aufsichtsmandate bei 
börsennotierten 
Unternehmen sowie 
Kredit-/FDL-Instituten 

Ausländische 
Rechtsordnung 

Ziff. 1.3.2 A.1.1 iVm. A.5 
identisch 

Schutz 
nachrangig 
Haftender 

Ziff. 1.3.3 A.1.2 
identisch 

Tochter-
gesellschaften 

Ziff. 1.4 

Definition in Anlehnung an 
HGB 

A.1.4 

dto. 
zusätzlich 
„Schwestergesellschaften“ 
(Ziff. A.1.1 – „auf Antrag..“) 

R+V: 
Relativ häufig besteht 
Personenidentität in der 
Geschäftsleitung 
zweier/mehrerer 
Unternehmen, die nicht in 
einem Mutter-/Tochter 
Verhältnis stehen 

Personen-
gesellschaften 

Ziff. 1.5 
Klarstellung 

dto. über Zusatzklausel 
(DUOPERSGES) 

 

Beteiligungs-
erwerb 

/neue Tochter-
unternehmen 

Ziff. 1.6 
Mitversicherung sofern 
- unverzüglich angezeigt (7.3) 
- kein Sitz in USA/Kanada 

A.1.1 + 1.4 

Keine Einschränkungen 
- keine Anzeigepflichten 

Hendricks: 
Regelung kompliziert 
/intransparent, da zw. 
zahlreichen Fällen zu 
unterscheiden ist 
(mit/ohne USA-Bezug, 



 - kein Kredit-/FDL-Inst. 
- keine Börsennotierung 
- ggfs. Zustimmung 
Versicherer 
- ggfs. Mehrprämie 
- ggfs. Bedingungsänderung 

- keine Restriktionen 
- autom. Mitversicherung 

Unternehmensgröße, etc.) 
 
Beratungshaftung! 

 Rückwärtsdeckung nur 
- auf besonderen Antrag 
- gegen Zusatzprämie (linear!) 
- Zahlung binnen Monatsfrist 
- keine Kenntnis von Pfl.-Verl. 
- Umsatzanteil max 20% 

Umsatzanteil > 20% 
zusätzlich: 
- Prämienanpassung 
- Bedingungsanpassung 
- Vetorecht des Versicherers 
- kein Recht auf Schiedsspruch 
- ggfs. rückwirkender Verlust 
Versicherungsschutz 
(komplett!) 

A. 3.1 
- automatisch 
- ohne Mehrprämie 
- 12 Monate 
- keine Kenntnis von Pfl.-Verl. 
- Umsatz unabhängig 

Hendricks: 
Besonders prekär ist der 
vollständige, rückwirkende 
Verlust des Vers.-
Schutzes (also nicht nur 
hinsichtlich der 
Rückwärtsdeckung!) für 
den Fall, dass keine 
Einigung zustande kommt; 
ein sonst mgl. 
Schiedsspruch ist ausdr. 
ausgeschlossen 
 
Beratungshaftung! 

Beteiligungs-
veräußerung 

/ehem. 
Tochterunter-
nhemen 

Ziff. 1.7 
Optionen: 
- Separate Deckungssumme 
für Dauer der Nachmeldefrist 
(36 bzw. 60 Monate) gegen 
Einmalprämie (50-75%) 
- 1-monatige Verl. erfasste Pfl.-
Verl. gegen Einmalprämie 

 
Nur mit Individualabrede 
 
Aber. 
Unbegrenzte + unverfallbare 
Nachmeldefrist 

 

Liquidation/etc. Ziff. 1.7.1 - 1.7.3 A.3.5 d) 
Inhaltlich identische 
Regelungen 

Umstands-
meldung 

Ziff. 6.4 

Möglichkeit, binnen 
Nachmeldefrist Umstände zu 
melden die zu einem 
Ersatzanspruch führen 
können. 

./. 

Regelung entbehrlich, da 
unbegrenzte + unverfallbare 
Nachmeldefrist 

Hendricks: 
Regelung zeigt, dass 
Schwächen bei der 
Nachmeldefrist bestehen: 
Vorsorgliche Meldung nur 
dort erforderlich, wo 
Nachmeldefrist zu kurz 
bemessen / verfallbar ist. 
i.Ü. 
vorsorgliche Meldung birgt 
erhebliche Risiken (kein 
Vers.-Schutz über 
Anschlussvertrag mit 
womöglich besseren 
Bedingungen, 
Kapazitätsengpass in 
Altvertrag, etc.) 
 
Beratungshaftung! 

Vorsorgliche 
Rechtsberatung 

/ Kosten vor 
Eintritt des 
Versicherungs-
falls 

Ziff. 2.1.1 

Voraussetzungen: 
- benannter Tatbestand 
+ 
- Inanspruchn. wahrscheinlich 
- ggfs. Kostenvorschuss 

B I 2 

Wahrscheinlichkeit einer 
Inanspruchnahme genügt! 
Somit 
insbes. Vers.-Schutz auch im 
Fall der Insolvenz* 
*) in 90% aller Fälle erhebt der 
InsVerw Ansprüche 

Hendricks: 
Abschließende  
Aufzählung; Kosten gehen 
zu Lasten der Vsu (2.4); 
Kein Versicherungsschutz 
in dem wichtigen Fall der 
Insolvenz! 
R+V: 
Bis zur vollen Höhe der 
gesondert zur Verfügung 
stehenden Vsu für 
Abwehrkosten 

Rechtsschutz 
bei Aufrechnung 

Ziff. 2.1.2 Dto. 
Regelung rein 
deklaratorisch 
(s. gesonderte 
Ausarbeitung) 



Gehalts-
fortzahlung 

Ziff. 2.1.3 

- Aufrechnungslage 
- Sublimit 250.000 EUR 
- Forderungsübergang 

Nein! 

Die Regelung verstößt gegen 
geltendes Recht, geht zu 
Lasten unbescholtener VP`en 
und provoziert Ärger mit den 
Finanzbehörden… 

(s. gesonderte 
Ausarbeitung) 
 
 
 
Beratungshaftung! 

Straf-RS Ziff. 2.2 

- benannter Anlass 
- Kosten der Verteidigung 
- ggfs. Kosten trotz Vorsatz 

B.I.2.1 

- Inanspruchn. zu erwarten 
- Kosten Anwalt, WP, etc. 
- ggfs. Rückforderung (A.6) 

R+V: 
Keine echte Straf-RS; 
Kostenübernahme aber 
unter dem Aspekt, dass 
zivilrechtliche 
Inanspruchnahme 
wahrscheinlich ist 

Rufschädigung 

/Persönlichkeits-
rechtsverletzung 

Ziff. 2.2.1 

- Rufschädigung“ (wohl nur als 
Üble Nachrede, §186 StGB) 

- nach Eintritt eines 
Versicherungsfalles(?) 

- Kostenübernahme insbes. für 
Gegendarstellung / PR-Berater 
 
 

- Vetorecht des Versicherers 
 
Sublimit 
(50 TEUR bzw.25 TEUR) 
 

B.I.2.2 

- Verletzung PersönlichkeitsR 
(jurist. gesicherter Begriff) 

- Versicherungsfall oder im 
Vorfeld eines Vers-Falles 

- Gerichts- und RA-Kosten in 
Verfahren gerichtet auf 
Widerruf und Unterlassung 
(auch einstweilige Verfügung) 

- kein Vetorecht 
 
kein Sublimit 
(volle Vsu für Kosten) 

Hendricks: 
Regelung insges. unklar 
weil juristisch unsauber 
formuliert. 
Bsp.: 
- Unklar, ob auch 
Gerichts- /RA-Kosten 
erfasst sind, denn die 
Regelung adressiert 
(„..insbesondere..“) PR-
Aufwände und eine 
Kostendefinition à la R+V 
(B.2) fehlt in den HPDO… 
- wg. Bezugnahme 
ausschl. auf Ziff. 1.1 wohl 
schriftl. Inanspruchnahme 
erforderlich 
- „Rufschädigung“ ist kein 
jurist. definierter Terminus 
- je nach Schweregrad 
und Anzahl der 
Betroffenen zu geringe 
Vsu (Sublimit)  

Unterlassungs- 
/Auskunftsanspr 

Ziff. 2.2.2 

bei gewerbl. Schutzrechten, 
sofern ein Vers.-Fall vorliegt 

B.I.2 

dto. 

Hendricks: 
Wg. Bezugnahme auf 
Vers.-Fall ist gesonderte 
Regelung eher 
deklaratorischer Natur 

Aktiver 
Rechtsschutz 

Ziff. 2.2.3 

- schriftl. Vorwurf (Vers.-Fall) 
- neg. Feststellungsklage 

Sublimit: 25 TEUR 

B.I.2 + 2.1 

- Vers.-Fall od. bereits davor 
- neg. Feststellungsklage u.ä. 

kein Sublimit 
(volle Vsu für Kosten) 

R+V: 
Neben RA-Kosten auch 
Gerichtskosten im Vorfeld 
eines Vers.-Falles 
Grund: 
neg. Feststellung ist im 
originären Interesse von 
Manager und Versicherer 

Company 
Reimbursement 

Ziff. 2.3 

Anspruch gegen Versicherer 
soweit Haftungsfreistellung 
erfüllt wurde 

B.II.2 iVm. A.8 

Dto. 

(und ohne juristisch 
fragwürdigen Nachsatz) 

Hendricks: 
Der Nachsatz in Ziff. 2.3 
ist irreführend, weil aus 
jurist. Sicht schlicht falsch! 
Grund: 
Der Versicherer darf beim 
Freistellenden nichts 
regressieren, was er 
sogleich wieder an diesen 
zurück zu gewähren hätte 
(sog. „dolo-agit-Einrede”, § 
821 BGB) 

Freie 
Anwaltswahl 

Ziff. 2.5 

Vetorecht des Versicherers 
(Ausn.: Hendricks 
Anwaltsnetzwerk) 

B.I.1 + B.I.2.1 

Freie Anwaltswahl 
(Ausn.: Kosten vor Eintritt des 
Vers.-Falles) 

R+V: 
Keine Bevormundung bei 
der Wahl des Anwalts 

Selbstbehalt Ziff. 2.6 

Grds. kein Selbstbehalt; i.Ü. 
Vorleistung auf Selbstbehalt, 

A.4.3 + DUO-SB 

Grds. kein Selbstbehalt, i.Ü. 
Vorleistung auf Selbstbehalt  

Hendricks: 
Regelung greift lediglich 
den Wortlaut des § 93 
AktG auf. 
Der „Regressverzicht“ 



sofern 

- Pflicht-SB nach § 93 AktG 
- nur Vorstände 
- in gesetzl. Mindesthöhe 
- ggfs. Regressverzicht 

und flexible Regelung je 
nachdem ob 

- Pflicht-SB nach § 93 AktG 
- nach Kodex (DCGC, etc.) 
- in Anstellungsvertrag 
- Vorstände, AR-Mitglieder 
- in gesetzl. Mindesthöhe 
- über gesetzl. Mindesthöhe 
- mit/ohne eigene Vsu 

lässt auf ein fehlerhaftes 
Verständnis der gesetzl. 
Regelung schließen! 
 
R+V: 
Deutlich flexiblere 
Regelung, z.B. werden 
auch die diversen Kodizes 
zu guter und 
verantwortungsvoller 
Unternehmensführung 
(DCGC, PCGC, etc.) 
berücksichtigt sowie ein 
abweichender höherer SB 
(z.B. im 
Anstellungsvertrag) 

Geographischer 
Geltungsbereich 

/non-admitted 

Ziff. 1.1 + 2.7 

Weltweit, exkl. 

- non-admitted-Länder 
- US-Bezug (Ziff. 3.3.+3.3.1) 
- Leistung trotz Verbot (Abs.2) 

A.5 

Weltweit, exkl. 

- non-admitted-Länder 
- best. common-law-Länder 
(versichert aber z.B. Irland, 
Großbritannien, Malta) 

Hendricks: 
Geltungsbereich grds. 
weiter; 
Absatz 2 der Regelung 
dürfte aber im Hinblick auf 
das gesetzl. Verbot einen 
unzulässigen 
Umgehungstatbestand 
darstellen! 
 
Beratungshaftung! 

Ausschlüsse Ziff. 3.1 – 3.4 

- direkt vorsätzl. Pfl.-Verl., 
ausgenommen Binnenrecht; 
Vorleistung der Abwehrkosten 

- punitive/exemplary damages, 
ausgenommen der Regress 

- div. Innenverhältnis USA 

- US-Rentenansprüche 

- P+S-Schäden, 
ausgenommen AGG; 
Abwehrkosten bis 20% d. Vsu 

A.5 

vorsätzl. 
Schadenverursachung od. 
wissentl. Pflichtverletzung, 
ausgenommen Binnenrecht, 
Vorleistung der Abwehrkosten 

Vorsatz: 
„Dauerbrenner“, im 
Ergebnis aber identisch 
(bei Hendricks „zieht“ 
Gedanke des § 103 VVG 
über Verweis in Ziff. 9) 
Hendricks: 
Regelung / Formulierung 
zu den P+S-Schäden ist 
unklar – Kosten-Sublimit 
nur bei Schäden mit AGG-
Bezug? Oder gänzliche 
Öffnung für AGG-
Ansprüche? 
R+V: 
Teilw. an anderer Stelle 
bereits geregelt (z.B. fallen 
„Strafen“ schon per se 
nicht unter den Begriff der 
Haftpflicht, A.1.1) 

Anderweitige 
Versicherungen 

/Mehrfach-
versicherung 

Ziff. 4 

- zeitl. früherer D&O-Vertrag / 
Vertrag anderer Art geht vor 

- gegen Abtretung der Rechte 
               - ggfs. DIC-Deckung 
               - ggfs. DIL-Deckung 

- D&O-Vertrag geht VRS-
Vertrag vor 

- Kumul-Verbot (unter 
mehreren D&O-Verträgen ist 
Leistung auf höchste Vsu 
beschränkt) 

A.7. 

- zeitl. früherer D&O-Vertrag / 
Vertrag anderer Art geht vor 

- gegen Abtretung der Rechte 
               - ggfs. DIC-Deckung 
               - ggfs. DIL-Deckung 

- dto., weil incl. VRS 
 

- kein Kumul-Verbot 

Doppel-
/Anschlussversicherung: 
Vgl. § 77 VVG 

Zurechnung 

/Kenntnis, 
Verhalten und 
Verschulden 

Ziff. 5 

Zurechnung nur individueller 
Kenntnisse (versicherte 
Person od. VN`in/Töchter) 

A.11.1c) + 11.2 

dto. 

 

Verletzung 
vorvertraglicher
Anzeigeobl. 

Ziff. 5.1 (+7.4) 

- arglistige Täuschung bzgl. 
- vorvertragl. Anzeigepflicht 

A.11.2 

dto., aber nicht beschränkt auf 
vorvertragl. Anzeigepflichten 

Hendricks: 
Kein Verzicht auf 
Sanktionen bei Täuschung 
während Vertragslaufzeit 
(s. explizite Bezugnahme 



/Anfechtungs-
verzicht 

(vgl. OLG Düss., Urt. v. 
23.08.2005 – „comroad“) 

auf § 19 VVG bzw. auf § 
28 VVG in Ziff.7.4) 
i.Ü.: 
Wirksamkeit des 
Anfechtungsverzichts 
umstritten (vgl. BGH 
Beschl. v. 21.09.2011 – 
„Heros II“)l 

Kündigungs-
verzicht 

Ziff. 6.2.1 + 1.7.3 

- im Schadenfall 
- bei Neubeherrschung (1.7.3) 

A.3.5 

- im Schadenfall 
- Fusion / Neubeherrschung 
- bei Insolvenz 
- freiwillige Liquidation-  

Hendricks: 
In dem wichtigen Fall der 
Insolvenz weder 
Kündigungsverzicht noch 
vorsorgliche 
Rechtsberatungskosten 
(vgl. 2.1.1) 

Nachmeldefrist Ziff. 6.3 

- Ansparmodell 
- 36 bis max. 60 Monate 
- unverfallbar 
- vorgezogen für Ruheständler 

A.3.2 

- ab Vertragsbeginn 
- unbegrenzt 
- unverfallbar 
 
- Retirement Cover* 

 

Retirement 
Cover 

./. A.3.2 (Abs.4) 

Kapazitätsgarantie für alters-
/krankheitsbedingt 
ausgeschiedene Personen 
iHv. 10% der bei ihrem 
Ausscheiden vorhandenen 
Vsu, mind. aber 50.000,- EUR 

Hinweis. 
Mit Ausscheiden aus 
Unternehmen haben 
ehem. versicherte 
Personen keinen Einfluss 
mehr auf den Vertrag und 
damit den Fortbestand 
ihres Schutzes, z.B. wenn 
Nachfolger wg. eigener 
Schäden die Vsu 
aufgebraucht haben. 

Kontinuitäts-
garantie 

Ziff. 6.5 

Wird Versicherungsschutz mit 
Bedingungseinschränkungen 
/reduzierter Deckungssumme 
fortgesetzt, gilt für Verstöße 
vor Änderung der urspr. 
Bedingungsumfang. 

./. 

dto. 

R+V: 
Da keine automatische 
Vertragsumstellung 
seitens R+V erfolgt, kann 
keine automatische 
Verschlechterung 
eintreten! 
Einschränkungen werden 
stets mit dem Makler 
besprochen +  individuell 
entschieden (dann ggfs. 
Zusatzklausel) 

Obliegenheiten 
/Anzeigepflicht 
/Gefahrerhöhun
gen 

/Schadenfall 

7.2 ff. 

- Teilweiser Verzicht bzw. 
Abänderung gesetzl. 
Regelungen (VVG) 

- enumerative Aufzählung der 
Gefahrerhöhungen 

- ggfs. Bedingungsanpassung 
/Prämienneufestsetzung 

A.11 ff. 

- Teilweiser Verzicht bzw. 
Abänderung gesetzl. 
Regelungen (VVG) 

- enumerative Aufzählung der 
Gefahrerhöhungen 

- ggfs. Bedingungsanpassung 
/Prämienneufestsetzung 

R+V: 
Die enumerative 
Aufzählung ergibt sich 
über die 6 Signalfragen 
des D&O-Antrags (denn 
anzeigepflichtig ist nur, 
was, für den VN 
erkennbar, für den 
Versicherer von Interesse 
ist. 

Schiedsklausel Ziff. 10.2 

- Meinungsverschiedenheiten  
- Antrag 
- SV, benannt von IHK Düss. 
- Kostentragung hälftig 

 

- Meinungsverschiedenheiten 
- Antrag VP 
- Versicherungsombudsmann 
- bis 10.000,- EUR bindend 
- kostenfrei 

 

AGB-Recht 

/nachteilige 
Klauseln 

„Hendricks-Urteil“ 

BGH Beschl. v. 22.07.2009 – 
IV ZR 74/08 

Rechtssicherheit 

Volle rechtl. Überprüfbarkeit 
der ULLA gewährleistet 

Hendricks: 
Dem Konzept wurde 
höchstrichtl. bescheinigt, 
dass nachteilige od. 
fragwürdige Klauseln zu 
Lasten des Managers / 
Maklers gehen 



 


